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// Im Blickpunkth

Nach einem in der letzten Woche bekannt gewordenen Referentenentwurf soll die von der Koalition geplante st�rkere F�r-

derung der Mitarbeiterbeteiligung am 1.4.2009 in Kraft treten. Die Beteiligung von Mitarbeitern soll mittels Steueranreizen

und Branchenfonds erreicht werden. Durch Erh�hung des Steuerfreibetrags von bisher 135 Euro auf k�nftig 360 Euro pro

Jahr soll der Erwerb von Kapitalanteilen an der eigenen Firma gef�rdert werden. Bestehende Modelle sollen bis 2015

Bestandsschutz erhalten. Es werden Mitarbeiterbeteiligungsfonds neu eingef�hrt, die dann unter der Aufsicht der BaFin

stehen (vgl. auch die Gesetzgebungsrubrik im Wochen�berblick des Steuerrechts).

Armin Fladung, Verantwortlicher Redakteur im Arbeitsrecht

// Standpunkt /
von Dr.Wolfgang Lipinski,

Partner, FAArbR, Beiten

Burkhardt, M�nchen

Kein „Doppeltzahlen“ f�r denAr-
beitgeber: AutomatischeVerrech-
nung von Sozialplan- und Tarif-
sozialplanabfindung

Mit Urteil vom 24.4.2007 (1 AZR 252/06, BB

2007, 2235) hat das BAG entschieden, dass Ge-

werkschaften das Recht haben, einen Tarifso-

zialplan zu erstreiken, in dem die Nachteile f�r

die von einer Betriebs�nderung betroffenen

Mitarbeiter zumindest abgemildert werden.

Die H�he des finanziellen Volumens eines Ta-

rifsozialplans, die gerichtlich nicht kontrollf�-

hig ist, ergibt sich allein aus der tats�chlichen

Durchsetzungsm�chtigkeit der Gewerkschaft

gegen�ber dem Arbeitgeber und kann bei

schlechter Vorbereitung der Betriebs�nde-

rung durch den Arbeitgeber sehr hoch ausfal-

len. Der Tarifsozialplan tritt neben den be-

trieblichen Sozialplan (§ 112 BetrVG), den der

Arbeitgeber kraft Gesetzes mit dem Betriebs-

rat abzuschließen hat und bzgl. dessen Volu-

men kraft Gesetzes diewirtschaftliche Vertret-

barkeit f�r das Unternehmen zu ber�cksichti-

gen ist.

Bei richtiger arbeitgeberseitiger Vorbereitung

der Betriebs�nderung und Durchf�hrung

eines gesetzeskonformen „�berraschungs-

coups“ erreicht der Arbeitgeber die „Nichter-

pressbarkeit“ und ein Streik der Gewerkschaft

zur Erzwingung des Tarifsozialplans wird ver-

hindertoder l�uft ins Leere.Wirddiesarbeitge-

berseitigmangels richtiger Vorbereitung nicht

erreicht, ist, um ein „Doppeltzahlen“ des Ar-

beitgebers zu verhindern, im betrieblichen So-

zialplan zwingend die Anrechnung der Sozial-

planabfindung auf die aufgrund des Tarifso-

zialplans zu zahlende Abfindung zu regeln. Er-

folgt der Sozialplanabschluss erst durch

Spruch in der Einigungsstelle, ist der Eini-

gungsstellenvorsitzende kraft gesetzlicher

Verm�gensbetreuungspflicht dazu verpflich-

tet, eine derartige Anrechnungsklausel in den

Spruch aufzunehmen. Unterbleibt vorbe-

nannte Verrechnungsklausel, ist mit der Be-

gr�ndung der Zweckidentit�t der „beiden

Abfindungen“ (jeweils Abmilderung des Ar-

beitsplatzverlustes) eine automatische Ver-

rechnung von Sozialplan- und Tarifsozialplan-

abfindung vorzunehmen, wie dies von der

Rechtsprechung bereits im Verh�ltnis Sozial-

planabfindung und Nachteilsausgleichsabfin-

dung (§ 113 BetrVG) zutreffenderweise judi-

ziert wird.

Entscheidungen
BAG: Betriebsrisiko in einem

witterungsabh�ngigen Unternehmen

Das BAG entschied in seinem Urteil vom 9.7.2008

– 5 AZR 810/07 – wie folgt: Nach § 615 BGB kann

der Arbeitnehmer die vereinbarte Verg�tung

auch dann verlangen, wenn die Arbeit ausf�llt

und der Arbeitgeber das Risiko des Arbeitsaus-

falls tr�gt. Zur Nachleistung der Arbeit ist der Ar-

beitnehmer nicht verpflichtet. Er muss sich je-

doch anrechnen lassen, was er in dieser Zeit an-

derweitig verdient oder zu verdienen vors�tzlich

unterl�sst oder wegen des Arbeitsausfalls an Un-

kosten einspart.
(PM BAG vom 9.7.2008)

BAG: Mobbing – Selbstmord des

Arbeitnehmers

Das BAG entschied in seinem Urteil vom 24.4.

2008 – 8 AZR 347/07 – wie folgt: Der Arbeitneh-

mer wird in seinem Pers�nlichkeitsrecht durch

eine K�ndigung nur dann verletzt, wenn diese

den Arbeitnehmer �ber den bloßen K�ndigungs-

ausspruch hinaus in seinem Pers�nlichkeitsrecht

beeintr�chtigt. Daf�r tr�gt der Arbeitnehmer die

Darlegungs- und Beweislast. Ein Arbeitgeber, der

eine rechtsunwirksame K�ndigung im Laufe ei-

nes K�ndigungsschutzprozesses zur�ckgenom-

men und dann dem Arbeitnehmer unter Verstoß

gegen das Direktionsrecht neue T�tigkeiten zu-

gewiesen hat, hat einen daraufhin vom Arbeit-

nehmer ver�bten Selbstmord nicht ad�quat kau-

sal verursacht.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1617-1

unterwww.betriebs-berater.de

BAG: Verl�ngerung des befristeten

Arbeitsvertrags

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

20.2.2008 – 2 AZR 786/06 – wie folgt: Eine Ver-

l�ngerung i. S. d. § 14 Abs. 2 S. 1 2. Hs. TzBfG

liegt nicht vor, wenn im Ausgangsvertrag ein or-

dentliches K�ndigungsrecht vereinbart wird, das

in dem nachfolgend abgeschlossenen befristeten

Arbeitsvertrag nicht mehr enthalten ist.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1617-2

unterwww.betriebs-berater.de

BAG: Masseverbindlichkeit nach

Freigabeerkl�rung

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

10.4.2008 – 6 AZR 368/07 – wie folgt: Werden

vom Insolvenzverwalter nach Er�ffnung des Insol-

venzverfahrens �ber das Verm�gen eines einzel-

kaufm�nnisch t�tigen Schuldners die unmittelbar

f�r die selbstst�ndige Erwerbst�tigkeit des

Schuldners ben�tigten Betriebsmittel „freigege-

ben“ und wird im Zusammenhang mit einer sol-

chen Freigabe zwischen dem Schuldner und dem

Insolvenzverwalter eine den Erfordernissen des

§ 295 Abs. 2 InsO entsprechende Vereinbarung

�ber abzuf�hrende Betr�ge geschlossen, haftet

die Insolvenzmasse nicht mehr f�r Anspr�che der

Arbeitnehmer auf Arbeitsverg�tung aus danach

vom Schuldner begr�ndeten Arbeitsverh�ltnis-

sen. Diese hat allein der Schuldner zu erf�llen.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1617-3

unterwww.betriebs-berater.de

St�ndige Mitarbeiter im Arbeitsrecht: Prof. Dr. Burkhard Boemke, Leipzig; RA Dr. Anke Freckmann, K�ln; RA Dr. Mark Lembke, Frankfurt a.M.; RA Dr. Wolfgang Lipinski, M�nchen;
Prof. Dr. Dr. h. c. Manfred L�wisch, Freiburg i. Br.; RA Dr. Oliver Simon, Stuttgart; RA Dr. Stefan Simon, Frankfurt a.M.; Prof. Dr. Gregor Th�sing, Bonn
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